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Amtliche  
Bekanntmachungen

Ortsübliche Bekanntmachung 
des Änderungsbeschlusses für 
den Bebauungsplan Nr. 275a 
„Wolfsgruberareal“ für den Be-
reich zwischen der Ludwigbrü-
cke, der Pegnitz, dem Helmplatz 
und der Henri-Dunant-Straße, 
Gemarkung Fürth
Der Stadtrat der Stadt Fürth hat mit 

Beschluss vom 28. Juni 2006 das Ver-

fahren zur Änderung des Bebauungs-

planes Nr. 275a für den Bereich zwi-

schen der Ludwigsbrücke, der Pegnitz, 

dem Helmplatz und der Henri-Du-

nant-Straße in der Gemarkung Fürth-

förmlich eingeleitet (1. Beschluss). 

Der Beschluss, den Bebauungsplan 

zu ändern, wird hiermit gem. § 2 

Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt 

gemacht.

Fürth, 10. Juli 2006, STADT FÜRTH, 
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Kostenfreiheit des Schulwegs 
im Schuljahr 2006/2007
Schülerbeförderung zu Grund- 
und Hauptschulen, Förderschu-
len, Realschulen, Wirtschaftsschu-
len, Gymnasien, Berufsfachschu-
len und sonstigen weiterführenden 
Schulen im Vollzeitunterricht
Nach dem Gesetz über die Kosten-

freiheit des Schulwegs und der Schü-

lerbeförderungsverordnung haben 

Schüler/innen unter bestimmten Vo-

raussetzungen Anspruch auf kosten-

freie Beförderung für den Schulweg.

In der Regel kommt die Stadt Fürth 

als Aufgabenträger dieser Beförde-

rungspflicht für Schüler aus dem 

Stadtgebiet dadurch nach, dass sie 

Fahrberechtigungsmarken für öffent-

liche Verkehrsmittel an anspruchsbe-

rechtigte Schüler auf Antrag (= Er-

fassungsbogen) über die Schule zum 

Schuljahresbeginn aushändigt.

Bei der großen Anzahl der zu erwar-

tenden Fälle kann ein reibungsloser 

Ablauf nur dann gewährleistet wer-

den, wenn die Anträge rechtzeitig ge-

stellt werden, d.h. bis spätestens An-
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fang August mit den entsprechenden 

Nachweisen der Stadt Fürth vorlie-

gen.

Die Anträge sind unbedingt von den 

Schulen abzustempeln und in der Re-

gel nur über die Schulen an die Stadt 

Fürth einzureichen.

Auskünfte erteilen die Schulsekreta-

riate oder die Stadt Fürth, Schulver-

waltungsamt, Wasserstraße 4, 90762 

Fürth, Telefon 9 74-16 64.

Die Fahrberechtigungsmarken wer-

den zeitgerecht den Schulen für die 

Ausgabe zur Verfügung gestellt.

In Fürth werden die Fahrmarken wie 

folgt ausgegeben:

Grund- und Hauptschulen, Son-
derpädagogisches Förderzentrum 
Fürth-Nord (Flugplatzstraße 105) 
und Sonderpädagogisches Förder-
zentrum Fürth-Süd (Jakob-Was-
sermann-Straße 14): Montag, 11. 

September, von 9 bis 11 Uhr.

Hans-Böckler-Schule (Fronmül-
lerstraße 30): Mittwoch, 6., bis 

Montag, 11. September, jeweils von 

9 bis 12 Uhr.

Leopold-Ullstein-Realschule (Sig-
mund-Nathan-Straße 1): Donners-

tag, 7., und Freitag, 8. September, 

von 9 bis 12 Uhr.

Hardenberg-Gymnasium (Kai-
serstraße 92): Donnerstag, 7., bis 

Donnerstag 14. September, von 9 bis 

11.30 Uhr.

Heinrich-Schliemann-Gymnasi-
um (Königstraße 105): Montag, 11., 

September, von 8.30 bis 14 Uhr bei 

Fr. Haag (Zimmer 12, 1. Stock).

Helene-Lange-Gymnasium (Tan-
nenstraße 19/20): Mittwoch, 13. 

September. Die Fahrkarten werden 

in den Klassenzimmern verteilt.

Berufsschule I (Fichtenstraße 9 
und Theresienstraße 15): Mitt-

woch, 6., bis Freitag, 8. September, 

jeweils von 9 bis 11 Uhr.

Berufsschule II (Berufsfachschule 
für Handel, Theresienstraße 15): 
Montag, 25., bis Freitag, 29. Septem-

ber, jeweils von 8 bis 12 Uhr (Sekre-

tariat, Zimmer 15).

Damit ist gewährleistet, dass die 

Wertmarken spätestens am Schuljah-

resbeginn jedem berechtigten Schü-

ler zur Verfügung stehen.

Bei verspätet eingegangenen oder un-

vollständigen Anträgen können die 

Fahrtkosten unter Umständen erst 

ab dem ersten Schultag des nachfol-

genden Monats übernommen werden 

Bitte beachten, dass die Schulsekre-

tariate während der Sommerferien 

überwiegend nicht besetzt sind .

Erfolgt die Abholung der Schüler-

fahrmarken nicht rechtzeitig, so be-

steht kein Anspruch auf nachträgli-

che Erstattung von Fahrtkosten, die 

aus diesem Grund entstanden sind.

Die Abholung der Fahrberechti-

gungsmarken zum Schuljahresbe-

ginn direkt im Schulverwaltungsamt 

der Stadt Fürth ist nur in Ausnahme-

fällen möglich.

Bauunterhalt 2007
Bauunterhalt 2007 für alle städ-
tischen Gebäude (Amtsgebäude, 
Schulen, Krankenhäuser, Heime 
etc.)
Gewerke:
• Anstricharbeiten

• Betoninstandsetzung

• Blitzschutzarbeiten

• Bodenbelagsarbeiten

• Dachdeckungs/-abdichtungsarbei-

ten

• Diamantbohren/-sägen

• Drahtzaunarbeiten

• Erd-, Mauer- und Betonarbeiten

• Fernmeldeanlagen

• Fernmeldesicherheitsanlagen

• Fliesenarbeiten

• Gerüstbauarbeiten

• Heizung – Klima – Lüftung

• Kanaluntersuchung/-reinigung

• Klempnerarbeiten

• Metallbau-/Schlosserarbeiten

• Naturstein-/Betonwerksteinarbei-

ten

• Parkettarbeiten

• Putz- und Stuckarbeiten

• Rolladenarbeiten

• Sanitärinstallation, Gas, Wasser

• Starkstromarbeiten

• Tischlerarbeiten

• Trockenbauarbeiten

• Verglasungsarbeiten

• Wärmedämmungsarbeiten

• Zimmerarbeiten

Die STADT FÜRTH bittet die inte-

ressierten Handwerksbetriebe, ih-

re Bewerbungen bis spätestens 13. 
September 2006 an das Bauverwal-

tungsamt, Hirschenstraße 2, zu sen-

den. Die Angebotsunterlagen liegen 

bei der Bauaufsicht, Hirschenstraße 

2, Zimmer 101, zur Einsicht auf.

Baupreisentwicklung in der 
Stadt Fürth
Auf Grund der Auswertung von 

Kaufverträgen aus dem ersten Halb-

jahr 2006 in der Geschäftsstelle des 

Gutachterausschusses bei der Stadt 

Fürth können für die Preisentwick-

lung auf dem Immobilienmarkt im 

Bereich des Stadtgebietes von Fürth 

für drei Grundgesamtheiten folgende 

Aussagen getroffen werden (jeweils 

im Vergleich zu 2005):

1. Grundgesamtheit (G) 1 – Bau-
grundstücke für den individuellen 
Wohnungsbau:
Die Bodenwerte bewegen sich mit 

durchschnittlich 273 Euro/m² auf na-

hezu gleichbleibendem Niveau (+ 0,6 

Prozent).

2. Grundgesamtheit 2 – Eigen-
tumswohnungen:
G 2 a) Umgewandelte, alte Mietwoh-

nungen: Die Werte zeigen leicht fal-

lende  Tendenz. Die Auswertung er-

gab 1 191 Euro/m² Wohnfläche (- 1,2 

Prozent).

G 2 b) Neue Eigentumswohnungen 

(Erstkauf): Durch einen Anstieg der 

Werte um 4,5 Prozent errechnet sich 

ein Wert von 2 169 Euro/m² Wohn-

fläche.

G 2 c) Eigentumswohnungen (Zweit-

hand): Die Werte sinken um 3,1 Pro-

zent auf 1 334 Euro/m² Wohnfläche.

3. Grundgesamtheit 3 – Ein- und 
Zweifamilienhäuser:
G 3 a) Neue Ein- und Zweifamilien-

häuser (Erstkauf): Die Werte bewe-

gen auf ansteigendem Niveau (+ 6,6 

Prozent, 2 098 Euro/m² Wohnfläche).

G 3 b) Ein- und Zweifamilienhäuser 

(Zweithandkauf): Durch einen Rück-

gang von 1,8 Prozent errechnet sich 

ein Durchschnittswert von 1 814 Eu-
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ro/m² Wohnfläche.

Zu beachten ist, dass je nach Lage 

und Ausstattung einzelne Werte zum 

Teil erheblich vom angegebenen Mit-

telwert abweichen können. 

Auskünfte über Bodenrichtwerte er-

teilt die Geschäftsstelle des Gutach-

terausschusses, Hirschenstraße 2, 

Zimmer 152, Telefon 9 74-33 52 oder 

9 74-33 53. Dort können auch Gutach-

ten über den Wert bebauter und un-

bebauter Grundstücke beantragt wer-

den. Die Bodenrichtwertkarte (Stand: 

31. Dezember 2004) kann zum Preis 

von 50 Euro erworben werden. 

Informationen über Aufgaben und 

Tätigkeit der Gutachterausschüsse 

können im Internet unter www.gut-

achterausschuesse-bayern.de nach-

gelesen werden.

Erlass einer Veränderungssper-
re gem. §§ 14 ff. Baugesetzbuch 
(BauGB) für den in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplan Nr. 
462 für das Gebiet an der Wald-
straße/Flößaustraße. Der Gel-

tungsbereich umfasst die Grund-
stücke mit den Flurnummern 
1066/32, 1472/7, 1472/11, 1473, 
1473/11, 1473/12, in der Gemar-
kung Fürth
Die Stadt Fürth erlässt aufgrund des 

§ 14 Abs. 1 und 2 i. V. m. § 16 des 

Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. 

der Bek. vom 27. August 1997 (BG-

Bl. I S. 2141), zuletzt geändert durch 

Art 1 EuroparechtsanpassungsG Bau 

(EAG Bau) vom 24. Juni 2004 (BG-

BL. I S. 1359) i. V. m. Art. 23 der Ge-

meindeordnung (GO) i. d. F. der Be-

kanntmachung vom 22. August 1998 

(GVBl. S. 797 ff.), zuletzt geändert 

durch das Zweite Bayerische Gesetz 

zur Anpassung des Landesrechts an 

den Euro v. 24. April 2001 (GVBl. 

S. 140), folgende Satzung über eine 

Veränderungssperre:

§ 1
Räumlicher Geltungsbereich
Bei dem räumlichen Geltungsbereich 

handelt es sich um das Gebiet an der 

Waldstraße/Flößaustraße. Der Gel-

tungsbereich umfasst die Grundstü-

cke mit den Flurnummern 1066/32, 

1472/7, 147211, 1473, 1473/11, 

1473/12, in der Gemarkung Fürth.

Die genaue Abgrenzung ergibt sich 

aus der beiliegenden Karte, die als 

Anlage zur Veränderungssperre Teil 

der Satzung ist.

§ 2
Rechtswirkungen der Verände-
rungssperre; Ausnahmen
Im räumlichen Geltungsbereich dür-

fen gemäß § 14 Abs. 1 BauGB

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB 

nicht durchgeführt oder bauliche An-

lagen nicht beseitigt werden.

2. Erhebliche oder wesentlich wert-

steigernde Veränderungen von 

Grundstücken und baulichen Anla-

gen, deren Veränderungen nicht ge-

nehmigungs-, zustimmungs- oder 

anzeigepflichtig sind, nicht vorge-

nommen werden.

Wenn überwiegende öffentliche Be-

lange nicht entgegenstehen, kann von 

der Veränderungssperre eine Aus-

nahme zugelassen werden. Die Ent-

scheidung über Ausnahmen trifft die 

Baugenehmigungsbehörde im Ein-

vernehmen mit der Gemeinde (§ 14 

Abs. 2 BauGB).

§ 3
Inkrafttreten
Die Satzung über die Veränderungs-

sperre tritt mit Veröffentlichung in 

Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald 

und soweit für ihren Geltungsbereich 

ein Bebauungsplan rechtsverbindlich 

geworden ist, spätestens jedoch mit 

Ablauf des 16. August 2007.

Die Stadt Fürth kann diese Frist um 

ein Jahr und - wenn besondere Um-

stände es erfordern - nochmals bis zu 

einem weiteren Jahr verlängern (§ 17 

Abs. 1 und 2 BauGB).

Hinweis
Dauert die Veränderungssperre län-

ger als vier Jahre über den Zeitpunkt 

ihres Beginns oder der ersten Zu-

rückstellung eines Baugesuchs nach 

§ 15 Abs. 1 BauGB hinaus, ist den 

Betroffenen für die dadurch entstan-

denen Vermögensnachteile eine an-

gemessene Entschädigung in Geld zu 

leisten (§ 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB).

Der Entschädigungsberechtigte kann 

die Fälligkeit des Anspruches da-

durch herbeiführen, dass er die Leis-
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tung der Entschädigung schriftlich 

bei der Stadt Fürth beantragt (§ 18 

Abs. 2 Satz 2 BauGB). Kommt ei-

ne Einigung über die Entschädigung 

nicht zustande, entscheidet die höhe-

re Verwaltungsbehörde (§ 18 Abs. 2 

Satz 3 BauGB).

Das Erlöschen eines Entschädi-

gungsanspruches richtet sich nach § 

18 Abs. 3 BauGB.

Unbeachtlich werden nachfolgende 

Verletzungen der Vorschriften:

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 

bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Form-

vorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des 

§ 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhält-

nis des Bebauungsplans und des Flä-

chennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-

liche Mängel des Abwägungsvor-

gangs, wenn sie nicht innerhalb von 

zwei Jahren seit Bekanntmachung 

der Satzung schriftlich gegenüber 

der Stadt Fürth (Stadtplanungsamt, 

Rudolf-Breitscheid-Straße 35) un-

ter Darlegung des die Verletzung be-

gründeten Sachverhalts geltend ge-

macht worden sind.

Der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, ist 

darzulegen (§ 215 Abs. 1 BauGB).

Fürth, 10. Juli 2006, STADT FÜRTH, Dr. 
Thomas Jung, Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Erhebung von Ver-
waltungskosten für Amtshand-
lungen im eigenen Wirkungskreis 
der Stadt Fürth (Kostensatzung) 
vom 10. Juli 2006
Die Stadt Fürth erlässt auf Grund von 

Art. 20 des Kostengesetzes und Art. 

23 der Gemeindeordnung folgende 

Satzung zur Änderung der Satzung 

über die Erhebung von Verwaltungs-

kosten für Amtshandlungen im eige-

nen Wirkungskreis der Stadt Fürth 

(Kostensatzung) vom 26. November 

2001 (StadtZEITUNG Nr. 24 vom 

19. Dezember 2001):

§ 1
Das Kostenverzeichnis der Satzung 

über die Erhebung von Verwaltungs-

kosten für Amtshandlungen im eige-

nen Wirkungskreis der Stadt Fürth 

(Kostensatzung) wird wie folgt ge-

ändert:

1. Tarif Nr. 021 wird wie folgt neu ge-

fasst:

Tarif-
Gruppe 

Tarif- 
Nummer Gegenstand Gebühr
021 Amtshandlungen im Vollstreckungsverfahren

1. Androhung von Zwangsmitteln (Art. 36 VwZVG), soweit sie nicht 
mit dem Verwaltungsakt verbunden ist, durch den die Handlung, Dul-
dung oder Unterlassung aufgegeben wird

12,50 bis 150 Euro

2. Anwendung der Zwangsmittel Ersatzvornahme (Art. 32, 35 VwZVG) 
oder unmittelbarer Zwang (Art. 34, 35 VwZVG)

50 bis 2.500 Euro

3. Pfändungsgebühr gem. Art. 26 Abs. 3 VwZVG je vollstreckbares 
Ausstandsverzeichnis bzw. Vollstreckungstitel (einmalig)
• Die Gebühr wird erhoben für die Pfändung von bewegl. Sachen, von 

Tieren, von Früchten, die vom Boden noch nicht getrennt sind, von 
Forderungen und von anderen Vermögensrechten.

• Sie entsteht sobald der Vollstreckungsbedienstete Schritte zur Aus-
führung des Vollstreckungsauftrages unternommen hat.

• Die Gebühr wird auch erhoben, wenn die Pfändung durch Zahlung 
an den Vollstreckungsbediensteten abgewendet wird.

• Die Gebühr wird auch erhoben, wenn auf andere Weise Zahlung ge-
leistet wird, nachdem sich der Vollstreckungsbedienstete an Ort und 
Stelle begeben hat.

• Die Gebühr wird auch erhoben, wenn der Pfändungsversuch erfolg-
los geblieben ist, weil pfändbare Gegenstände nicht vorgefunden 
wurden.

20 Euro

4. Pfändungsgebühr gem. Art. 26 Abs. 5 VwZVG für Erlass eines 
Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses

20 Euro

5. Entscheidung über unzulässige oder unbegründete Einwendungen 
gegen die Vollstreckung, die den zu vollstreckenden Anspruch betref-
fen (Art. 21 VwZVG)
5.0 bei Geldansprüchen 1/2 Pfändungsgebühr 
5.1 sonst 13 bis 250 Euro
6. Ankündigung der Zwangsvollstreckung 6 Euro
7. Wegnahmegebühr gem. Art. 26 Abs. 3 VwZVG
• Die Gebühr wird erhoben für die Wegnahme von beweglichen Sa-

chen, einschl. Urkunden.
• Sie entsteht sobald der Vollstreckungsbedienstete Schritte zur Aus-

führung des Vollstreckungsauftrages unternommen hat.
• Die Gebühr wird auch erhoben, wenn die Pfändung durch Zahlung 

an den Vollstreckungsbediensteten abgewendet wird oder die Sache 
nicht aufgefunden wird.

20 Euro

8. Verwertungsgebühr gem. Art. 26 Abs. 3 VwZVG
• Die Gebühr wird erhoben für die Versteigerung und andere Verwer-

tung von gepfändeten Gegenständen oder Sicherungsgut.
• Sie entsteht sobald der Vollstreckungsbedienstete Schritte zur Aus-

führung des Verwertungsauftrages unternommen hat.

20 Euro

9. Als Auslagen werden erhoben
a) Auslagen nach § 344 AO
b) Wegegeld für Vollziehungsbedienstete (pauschal für Hin- und Rück-

weg zusammen)
5 Euro

Tarif-
Gruppe

Tarif-
Nummer Gegenstand Gebühr

75 Amtshandlungen im Bestattungs- und Friedhofswesen
750 Ausstellung eines Leichenpasses zur Überführung ins Ausland (§§ 9 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 10 BestV)
20 Euro

751 Ausstellung einer Urnenaufnahmebescheinigung für die Beisetzung in 
einem der Städtischen Friedhöfe sowie Bescheinigung für die Wieder-
beisetzung nach Exhumierung (Bestattungs- und Friedhofssatzung der 
Stadt Fürth)

8 Euro

752 Ausnahmegenehmigung von der Bestattungsfrist und der Beförde-
rungsfrist für die Leichenüberführung (§§ 18, 19 BestV)

40 Euro

753 Genehmigung einer Sargausgrabung (Exhumierung) und Umbettung 
oder einer Urnenverlegung (§ 21 BestV i.Verb. mit § 15 Bestattungs- 
und Friedhofssatzung der Stadt Fürth)

25 Euro

2. Nach Tarifgruppe 73 wird folgende Tarifgruppe 75 angefügt:

§ 2
Diese Satzung tritt eine Woche nach 

ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Vorstehende Satzung wurde vom 

Stadtrat am 28. Juni 2006 beschlos-

sen. Sie wird hiermit ausgefertigt und 

bekannt gemacht.

Fürth, 10. Juli 2006, Stadt Fürth
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister
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Unterlagen eingereicht
Die Wohnungsbaugesellschaft (WBG) 

der Stadt Fürth hat für die König-

Ludwig-Stiftung in Fürth unter der 

Nummer HRB 6364 beim Amtsge-

richt Fürth folgende Unterlagen ein-

gereicht:

• Jahresabschluss zum 31. Dezem-

ber 2004

• Lagebericht für das Geschäftsjahr 

2004

• Beschluss zur Gewinnverwendung.

Der Bebauungsplan Nr. 315b 
„Grundigpark“ für den Bereich 
südlich der Straße „Am Europa-
kanal“, der Bahnlinie Fürth-Ca-
dolzburg, der Stadtgrenze und 
der östlichen Grenze von Flur-
stück 178, Gemarkung Dambach 
erlangt Rechtskraft
Der Bauausschuss der Stadt Fürth hat 

mit Beschluss vom 9. März 2000 das 

Satzungsverfahren zur Aufstellung 

des Bebauungsplanes Nr. 315b ein-

geleitet.

Im Hinblick auf die besondere La-

ge unmittelbar am Stadtwald soll auf 

der Grundlage des Bebauungspla-

nes 315b ein „Wohnpark“ entstehen. 

Die Bebauung soll aus villenartigen 

Gebäuden mit Eigentumswohnun-

gen und Einfamilienhäusern (Einzel- 

u. Doppelhäusern) in aufgelockerter 

Bauweise bestehen. 

Im Bebauungsplan ist u. a. ein allge-

meines Wohngebiet, die Straßenver-

kehrsflächen, Grünflächen und Art 

und Umfang von Lärmschutzmaß-

nahmen an der Straße „Am Europa-

kanal“ festgesetzt. Durch grünordne-

rische Festsetzungen werden die zu 

erhaltenden und neu zu pflanzenden 

Bäume festgesetzt und weitere Maß-

nahmen zur Grünflächengestaltung 

sowie die Begrenzung der Versiege-

lung geregelt.

Der Bebauungsplan Nr. 315b wurde 

vom Stadtrat am 28. Juni 2006 gem. 

§ 10 Abs. 1 BauGB als Satzung be-

schlossen.

Mit ortsüblicher Bekanntmachung 

gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Stadt-
ZEITUNG (offizielles Amtsblatt der 

Stadt Fürth) tritt der Bebauungsplan 

Nr. 315 b in Kraft.

Der Plan mit Begründung kann wäh-

rend der allgemeinen Dienststunden 

im technischen Rathaus, Hirschen-

straße 2, im Stadtplanungsamt, II. 

Stock (Ebene 2.2), Zimmer 254 ein-

gesehen und über deren Inhalt Aus-

kunft verlangt werden.

Eine etwaige Verletzung von Verfah-

rens und Formvorschriften sind gem. 

§ 215 unbeachtlich, wenn es sich um

• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften,

• eine unter Berücksichtigung des § 

214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhält-

nis des Bebauungsplans und

•  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-

liche Mängel des Abwägungsvor-

gangs

handelt und wenn sie nicht innerhalb 

von zwei Jahren seit Bekanntmachung 

der Satzung schriftlich gegenüber der 

Stadt Fürth, Stadtplanungsamt, unter 

Darlegung des die Verletzung begrün-

denden Sachverhalts, geltend gemacht 

worden sind.

Der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, 

ist darzulegen. Etwaige Entschädi-

gungen werden durch die §§ 39 ff. 

BauGB geregelt. Gemäß § 44 BauGB 

kann ein Entschädigungsberechtig-

ter Entschädigung verlangen, wenn 

die in den §§ 39 bis 42 BauGB be-

zeichneten Vermögensnachteile ein-

getreten sind. Die Fälligkeit des An-

spruches kann dadurch herbeige-

führt werden, dass die Leistung der 

Entschädigung schriftlich bei der 

Stadt Fürth beantragt wird. Ein Ent-

schädigungsanspruch erlischt, wenn 

nicht innerhalb von drei Jahren nach 

Ablauf des Kalenderjahres, in dem 

die Vermögensnachteile eingetreten 

sind, die Fälligkeit des Anspruches 

herbeigeführt wird.

Fürth, 10. Juli 2006, STADT FÜRTH,  Dr. 
Thomas Jung, Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan Nr. 463 
„Ehem. W. O. Darby–Kaserne“, 
Gemarkung Fürth, erlangt Rechts-
kraft
Der Bauausschuss hat in seiner Sit-

zung am 1. Februar 1996 die Einlei-

tung des Satzungsverfahrens zur Auf-

stellung des Bebauungsplanes Nr. 463 

„ehem. William O. Darby-Kaserne“ 

beschlossen. In der Zeit vom 14. bis 

28. Juli 1997 fand die frühzeitige Bür-

gerbeteiligung statt. 

In der Bauausschusssitzung am 20. Ju-

li 2005 wurde der Entwurf des Bebau-

ungsplanes Nr. 463 einschließlich Be-

gründung gebilligt und die (erste) öf-

fentliche Auslegung beschlossen, die 

in der Zeit vom 31. August bis 4. Ok-

tober 2005 stattfand.

Aufgrund verschiedener Änderungs-

wünsche und -erfordernisse, die sich 

aus dem Vermarktungsprozess erga-

ben und inhaltlich zu Veränderungen 

am Planentwurf führten, wurde es 

unumgänglich, den Bebauungsplan 

Nr. 463 erneut öffentlich auszule-

gen. In der Bauausschusssitzung vom 

26. März 2006 wurde der veränderte 

Entwurf des Bebauungsplanes gebil-

ligt und die erneute öffentliche Aus-

legung beschlossen; die (zweite) öf-

fentliche Auslegung wurde in der 

Zeit vom 18. Mai bis 2. Juni 2006 

durchgeführt.

Der Bebauungsplan bewirkt die Schaf-

fung eines innerstädtischen Quartiers, 

das hochwertiges Wohnen mit zum 

Teil gewerblichen, wohnverträglichen 

Nutzungen verbindet. Neben dem be-

reits realisierten Südstadtpark, der zur 

zentralen Grün- und Freizeitanlage 

der gesamten Fürther Südstadt wur-

de, zielt auch das Verkehrskonzept 

durch Minimierung des Durchgangs-

verkehrs auf die Verkehrsberuhigung 

des Areals ab. 

Der Stadtrat hat den Bebauungsplan 

Nr. 463 am 28. Juni 2006 gem. § 10 

Abs. 1 BauGB als Satzung beschlos-

sen.

Mit ortsüblicher Bekanntmachung 

gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Stadt-
ZEITUNG (offizielles Amtsblatt der 

Stadt Fürth) tritt der Bebauungsplan 

Nr. 463 in Kraft.

Der Plan mit Begründung kann wäh-

rend der allgemeinen Dienststunden 

im technischen Rathaus, Hirschen-

straße 2, im Stadtplanungsamt, II. 

Stock (Ebene 2.2), Zimmer 254, ein-

gesehen und über dessen Inhalt Aus-

kunft verlangt werden.

Eine etwaige Verletzung von Verfah-

rens und Formvorschriften sind gem. 

§ 215 unbeachtlich, wenn es sich um

• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften,

• eine unter Berücksichtigung des § 

214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhält-

nis des Bebauungsplans und

• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtli-

che Mängel des Abwägungsvor-

gangs

handelt und wenn sie nicht innerhalb 

von zwei Jahren seit Bekanntmachung 

der Satzung schriftlich gegenüber der 

Stadt Fürth, Stadtplanungsamt, unter 

Darlegung des die Verletzung begrün-

denden Sachverhalts, geltend gemacht 

worden sind.

Der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, ist 

darzulegen. Etwaige Entschädigun-

gen werden durch die §§ 39 ff. BauGB 

geregelt. Gemäß § 44 BauGB kann 

ein Entschädigungsberechtigter Ent-

schädigung verlangen, wenn die in 

den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichne-

ten Vermögensnachteile eingetreten 

sind. Die Fälligkeit des Anspruches 

kann dadurch herbeigeführt werden, 

dass die Leistung der Entschädigung 

schriftlich bei der Stadt Fürth bean-

tragt wird. Ein Entschädigungsan-

spruch erlischt, wenn nicht innerhalb 

von drei Jahren nach Ablauf des Kalen-

derjahres, in dem die Vermögensnach-

teile eingetreten sind, die Fälligkeit 

des Anspruches herbeigeführt wird.

Fürth, 30. Juni 2006, STADT FÜRTH, Dr. 
Thomas Jung, Oberbürgermeister

Der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan V+E Nr. VIII „Banderba-
cher Weg“ im Bereich der Fl. Nrn. 
371, 371/3, 371/5 und Teilflächen 
aus den Flur-Nrn. 371/2, 391, 
391/38, 458/1, 460/3, 479/4 und 
509/3 in der Gemarkung Dam-
bach erlangt Rechtskraft
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 

28. Juni 2006 den vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan V+E Nr. VIII 

„Banderbacher Weg“ (i. V. mit einem 

Vorhaben- und Erschließungsplan) 

für den Bereich der Grundstücke Fl.-

Nr. 371, 371/3, 371/5 und Teilflächen 

aus Fl.-Nr. 371/2, 391, 391/38, 458/1, 

460/3, 479/4 und 509/3, Gemarkung 

Dambach, gemäß § 10 BauGB als 

Satzung beschlossen (Satzungsbe-

schluss).

Mit ortsüblicher Bekanntmachung 

gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Stadt-
ZEITUNG (offizielles Amtsblatt der 

Stadt Fürth) tritt der vorhabenbezo-

gene Bebauungsplan V+E Nr. VIII 

„Banderbacher Weg“ in Kraft.

Der Plan mit Begründung kann wäh-

rend der allgemeinen Dienststunden 

im technischen Rathaus, Hirschen-

straße 2, im Stadtplanungsamt, II. 

Stock (Ebene 2.2), Zimmer 254, ein-

gesehen und über deren Inhalt Aus-

kunft verlangt werden.

Eine etwaige Verletzung von Verfah-

rens und Formvorschriften ist gem. § 

215 unbeachtlich, wenn es sich um

• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 
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1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften,

• eine unter Berücksichtigung des § 

214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhält-

nis des Bebauungsplans und

•  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht-

liche Mängel des Abwägungsvor-

gangs

handelt und wenn sie nicht innerhalb 

von zwei Jahren seit Bekanntmachung 

der Satzung schriftlich gegenüber der 

Stadt Fürth, Stadtplanungsamt, unter 

Darlegung des die Verletzung begrün-

denden Sachverhalts geltend gemacht 

worden sind.

Der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, ist 

darzulegen. Etwaige Entschädigun-

gen werden durch die §§ 39 ff. BauGB 

geregelt. Gemäß § 44 BauGB kann 

ein Entschädigungsberechtigter Ent-

schädigung verlangen, wenn die in 

den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichne-

ten Vermögensnachteile eingetreten 

sind. Die Fälligkeit des Anspruches 

kann dadurch herbeigeführt werden, 

dass die Leistung der Entschädigung 

schriftlich bei der Stadt Fürth bean-

tragt wird. Ein Entschädigungsan-

spruch erlischt, wenn nicht innerhalb 

von drei Jahren nach Ablauf des Ka-

lenderjahres, in dem die Vermögens-

nachteile eingetreten sind, die Fäl-

ligkeit des Anspruches herbeigeführt 

wird.

Fürth, 29. Juni 2006, STADT FÜRTH,  
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan Nr. 274 für 
ein „IKEA“-Einrichtungshaus zwi-
schen der Hans-Vogel-Straße, 
dem Steinfeldweg und der Wil-
helm-Hoegner-Straße in der Ge-
markung Poppenreuth erlangt 
Rechtskraft
Der Bauausschuss der Stadt Fürth 

hat hierzu mit Beschluss vom 5. Ju-

ni 2002 das Satzungsverfahren zur 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 

274 eingeleitet. Für den Bebauungs-

plan wurde lediglich der Satzungs-

beschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB 

gefasst, er wurde jedoch nicht zur 

Rechtsverbindlichkeit gebracht.

Die Fa. IKEA hatte seinerzeit auf-

grund einer vertraglichen Bindungen 

auf die Errichtung einer Parkpalette 

sowie freiwillig auf die Errichtung ei-

nes Webepylons verzichtet. Nachdem 

zwischenzeitlich der Fa. IKEA ei-

ne umfassende innerörtliche Beschil-

derung ermöglich wurde, hat die Fa. 

IKEA auf die Errichtung eines Wer-

bepylons verzichtet.

Der Bebauungsplanentwurf Nr. 274 

wurde nun dahingehend geändert, 

dass die ursprünglich vorgesehene 

Erweiterung für ein Parkdeck sowie 

der ursprünglich geplante Werbepy-

lon entfallen.

Der Bebauungsplan Nr. 274 wur-

de nun in der geänderten Form vom 

Stadtrat am 28. Juni 2006 gem. § 10 

Abs. 1 BauGB als Satzung beschlos-

sen.

Mit ortsüblicher Bekanntmachung 

gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Stadt-
ZEITUNG (offizielles Amtsblatt der 

Stadt Fürth) tritt der Bebauungsplan 

Nr. 274 in Kraft. 

Der Plan mit Begründung kann wäh-

rend der allgemeinen Dienststunden 

im technischen Rathaus, Hirschen-

straße 2, im Stadtplanungsamt, II. 

Stock (Ebene 2.2), Zimmer 254 ein-

gesehen und über deren Inhalt Aus-

kunft verlangt werden.

Eine etwaige Verletzung von Verfah-

rens und Formvorschriften sind gem. 

§ 215 unbeachtlich, wenn es sich um

• eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 

1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften,

• eine unter Berücksichtigung des § 

214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhält-

nis des Bebauungsplans und

• nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtli-

che Mängel des Abwägungsvor-

gangs

handelt und wenn sie nicht innerhalb 

von zwei Jahren seit Bekanntmachung 

der Satzung schriftlich gegenüber der 

Stadt Fürth, Stadtplanungsamt, unter 

Darlegung des die Verletzung begrün-

denden Sachverhalts, geltend gemacht 

worden sind.

Der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, ist 

darzulegen. Etwaige Entschädigun-

gen werden durch die §§ 39 ff. BauGB 

geregelt. Gemäß § 44 BauGB kann 

ein Entschädigungsberechtigter Ent-

schädigung verlangen, wenn die in 

den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichne-

ten Vermögensnachteile eingetreten 

sind. Die Fälligkeit des Anspruches 

kann dadurch herbeigeführt werden, 

dass die Leistung der Entschädigung 

schriftlich bei der Stadt Fürth bean-

tragt wird. Ein Entschädigungsan-

spruch erlischt, wenn nicht innerhalb 

von drei Jahren nach Ablauf des Ka-

lenderjahres, in dem die Vermögens-

nachteile eingetreten sind, die Fäl-

ligkeit des Anspruches herbeigeführt 

wird.

Fürth, 10. Juli 2006, STADT FÜRTH, Dr. 
Thomas Jung, Oberbürgermeister

Der vorhabenbezogene Bebau-
ungsplan V+E Nr. XV „Elektro-
fachmarkt Saturn“ mit Vorhaben- 
und Erschließungsplan für den 
Bereich Würzburger-/ Kapellen-
straße, erlangt Rechtskraft
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 

23. Juni 2004 auf Grund des Antrages 

der Firma MEDIA-SATURN GmbH 

beschlossen, für den Bereich Ecke 

Würzburger Straße / Kapellenstraße 

am Kulturforum Schlachthof das Sat-

zungsverfahren zur Aufstellung eines 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

mit Vorhaben- und Erschließungsplan 

einzuleiten bzw. durchzuführen. 

Ziel der Planung ist es, die planungs-

rechtlichen Voraussetzungen zur Er-

richtung des Elektrofachmarkts „Sa-

turn“ mit ca. 4600 m² Verkaufsfläche 

zu schaffen. In dem Gebäude sollen in 

den Untergeschossen zwei Parkebe-

nen mit ca. 175 Stellplätzen entstehen, 

die auch öffentlich genutzt werden 

können. Das im Eigentum der Stadt 

Fürth verbleibende großzügige Vor-

feld zwischen dem künftigen Elektro-

fachmarkt und der Würzburger Stra-

ße soll durch Baumpflanzungen sowie 

umfangreiche bauliche Maßnahmen 

gestalterisch aufgewertet werden. Die 

Verkehrskonzeption hinsichtlich der 

Tiefgaragenein- und Ausfahrten sowie 

der Anlieferung machen entsprechen-

de Umbaumaßnahmen im Bereich der 

Kapellenstraße einschließlich der Er-

richtung einer neuen Lichtzeichenan-

lage notwendig.

Der Geltungsbereich des vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplanes überdeckt 

teilweise den Geltungsbereich des 

derzeit rechtskräftigen Bebauungs-

planes Nr. 415 a, der an dieser Stelle 

ein mehrgeschossiges Park- und Gara-

genhaus festsetzt.

Im Zeitraum vom 24. Januar 2005 bis 

17. Februar 2005 wurde gemäß § 3 

Abs. 1 BauGB die frühzeitige Bürger-

beteiligung durchgeführt; die erste öf-

fentliche Auslegung fand vom 1. Juni  

bis 1. Juli 2005 statt.

In enger Zusammenarbeit mit dem 

Vorhabenträger und Beratung durch 

den bisherigen Vorsitzenden des 

Fürther Baukunstbeirates wurde ein 

überarbeitetes Konzept erstellt, das 

die von der Stadt vermieteten Park-

plätze an der vertraglich festgeleg-

ten Stelle nicht berührt und das un-

ter Denkmalschutz stehende Gebäude 

der ehemaligen Evenordbank vor dem 

Abbruch bewahrt. Städtebaulich und 

architektonisch stellt die neue Kon-

zeption eine Verbesserung gegenü-

ber dem ursprünglichen Saturn-Ent-

wurf dar.

Nach der erneuten öffentlichen Aus-

legung vom 17. Mai bis 1. Juni 2006 

wurde der vorhabenbezogene Bebau-

ungsplan V+E Nr. XV „Elektrofach-

markt Saturn“ mit Vorhaben- und Er-

schließungsplan vom Stadtrat am 28. 

Juni 2006 gem. § 10 Abs. 1 i. V. mit § 

12 BauGB als Satzung beschlossen.

Mit ortsüblicher Bekanntmachung 

gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Stadt-
ZEITUNG (offizielles Amtsblatt der 

Stadt Fürth) tritt der vorhabenbezoge-

ne Bebauungsplan V+E Nr. XV „Elek-

trofachmarkt Saturn“ mit Vorhaben- 

und Erschließungsplan in Kraft.

Der Plan mit Begründung kann wäh-

rend der allgemeinen Dienststunden 

im Technischen Rathaus, Hirschen-

straße 2, im Stadtplanungsamt, II. 

Stock (Ebene 2.2), Zimmer 254 ein-

gesehen und über dessen Inhalt Aus-

kunft verlangt werden.

Eine etwaige Verletzung von Verfah-

rens- und Formvorschriften sind gem. 

§ 215 unbeachtlich, wenn es sich um 

eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 

3 beachtliche Verletzung der dort be-

zeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften, eine unter Berücksichtigung 

des § 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-

zung der Vorschriften über das Ver-

hältnis des Bebauungsplans und nach 

§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Män-

gel des Abwägungsvorgangs, handelt 

und wenn sie nicht innerhalb von zwei 

Jahren seit Bekanntmachung der Sat-

zung schriftlich gegenüber der Stadt 

Fürth, Stadtplanungsamt, unter Dar-

legung des die Verletzung begrün-

denden Sachverhalts, geltend gemacht 

worden sind.

Der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, ist 

darzulegen. Etwaige Entschädigun-

gen werden durch die §§ 39 ff. BauGB 

geregelt. Gemäß § 44 BauGB kann 

ein Entschädigungsberechtigter Ent-

schädigung verlangen, wenn die in 

den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichne-

ten Vermögensnachteile eingetreten 

sind. Die Fälligkeit des Anspruches 
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kann dadurch herbeigeführt werden, 

dass die Leistung der Entschädigung 

schriftlich bei der Stadt Fürth bean-

tragt wird. Ein Entschädigungsan-

spruch erlischt, wenn nicht innerhalb 

von drei Jahren nach Ablauf des Ka-

lenderjahres, in dem die Vermögens-

nachteile eingetreten sind, die Fäl-

ligkeit des Anspruches herbeigeführt 

wird.

Fürth, 30. Juni 2006, Stadt Fürth
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan Nr. 413a 
„Löchleinwiesen Süd“ für den Be-
reich zwischen Main-Donau-Ka-
nal, dem Malvenweg sowie den 
Flurstücken 128, 224/2, 130, 227, 
224/14 und 225/11, Gemarkung 
Vach erlangt Rechtskraft
Der Bauausschuss der Stadt Fürth hat 

hierzu mit Beschluss vom 6. Novem-

ber 2000 das Satzungsverfahren zur 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 

413a eingeleitet.

Der Planungsbereich liegt im westli-

chen Bereich von Fürth-Vach in un-

mittelbarer Nähe zum Main-Do-

nau-Kanal (MDK). Das nach Os-

ten abfallende Gelände soll über den 

Malvenweg erschlossen werden. Ziel 

des Bebauungsplanes ist die Schaf-

fung der planungsrechtlichen Vor-

aussetzungen für die Festsetzung ei-

nes allgemeinen Wohngebietes. Im 

Hinblick auf die örtliche Gesamtsi-

tuation am Ortsrand von Vach sind 

die städtebauliche Struktur sowie die 

bauliche Dichte auf die bestehende 

Nachbarschaft und die topographi-

schen Gegebenheiten abgestimmt. 

Eine verdichtete Bauweise wurde 

deshalb ausgeschlossen.

Der Bebauungsplan Nr. 413a wurde 

vom Stadtrat am 28. Juni 2006 gem. 

§ 10 Abs. 1 BauGB als Satzung be-

schlossen.

Mit ortsüblicher Bekanntmachung 

gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Stadt-
ZEITUNG (offizielles Amtsblatt der 

Stadt Fürth) tritt der Bebauungsplan 

Nr. 413a in Kraft.

Der Plan mit Begründung kann wäh-

rend der allgemeinen Dienststunden 

im technischen Rathaus, Hirschen-

straße 2, im Stadtplanungsamt, II. 

Stock (Ebene 2.2), Zimmer 254 ein-

gesehen und über deren Inhalt Aus-

kunft verlangt werden.

Eine etwaige Verletzung von Ver-

fahrens- und Formvorschriften 

sind gem. § 215 unbeachtlich, wenn 

es sich um eine nach § 214 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Ver-

letzung der dort bezeichneten Ver-

fahrens- und Formvorschriften, ei-

ne unter Berücksichtigung des § 214 

Abs. 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis 

des Bebauungsplans und nach § 214 

Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel 

des Abwägungsvorgangs, handelt 

und wenn sie nicht innerhalb von 

zwei Jahren seit Bekanntmachung 

der Satzung schriftlich gegenüber 

der Stadt Fürth, Stadtplanungsamt, 

unter Darlegung des die Verletzung 

begründenden Sachverhalts, geltend 

gemacht worden sind.

Der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, 

ist darzulegen. Etwaige Entschädi-

gungen werden durch die §§ 39 ff. 

BauGB geregelt. Gemäß § 44 BauGB 

kann ein Entschädigungsberechtig-

ter Entschädigung verlangen, wenn 

die in den §§ 39 bis 42 BauGB be-

zeichneten Vermögensnachteile ein-

getreten sind. Die Fälligkeit des An-

spruches kann dadurch herbeige-

führt werden, dass die Leistung der 

Entschädigung schriftlich bei der 

Stadt Fürth beantragt wird. Ein Ent-

schädigungsanspruch erlischt, wenn 

nicht innerhalb von drei Jahren nach 

Ablauf des Kalenderjahres, in dem 

die Vermögensnachteile eingetreten 

sind, die Fälligkeit des Anspruches 

herbeigeführt wird.

Fürth, 10. Juli 2006, Stadt Fürth
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister

Öffentliche  
Ausschreibungen

1. Auftraggeber (Vergabestel-
le): Stadt Fürth, Baureferat, Hir-

schenstraße 2, 90762 Fürth, Telefon 

9 74 31 06/07, Fax 9 74-31 08.

2. a) Verfahrensart: Öffentliche 

Ausschreibung nach VOB/A.

b) Vertragsform: Bauvertrag nach 

VOB.

3. a) Ausführungsort: Helene-Lan-

ge-Gymnasium, Tannenstraße 19–20, 

90762 Fürth, Neubau Aufenthaltszen-

trum.

b) Auftragsgegenstand: Metallfas-

sade

Eröffnungstermin: 3. August 2006, 

14 Uhr; LV-Kosten: 25 Euro; Ausfüh-

rungsfrist: ca. ab 39. KW 2006 bis 43. 

KW 2006.

Leistungsumfang: 

• 160 m2 Alu-Glasfassadenkonstruk-

tion

• 15 Stück Alu-Türen und –fenster

• 2 Windfangtüranlagen ca. 14 m²

• 45 m Sonnenschutzanlage aus Alu-

lamellen

• 25 lfm Stahlreinigungsbalkon

• 1 Stück Oberlicht polygonal 20 m2.

c) Unterteilung in Lose: Entfällt.

d) Anfertigung von Entwürfen: Ent-

fällt.

4. Ausführungsfristen: Siehe 3. b).

5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Zentrale Submissi-

onsstelle, Zimmer 002, Hirschenstra-

ße 2, 90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06/-

07, Fax 9 74-31 08. Verdingungsunter-

lagen werden bei o.g. Stelle ab dem 
13. Juli 2006 in der Zeit von 8 bis 13 

Uhr ausgegeben.

b) Zahlung: Die Verdingungsun-

terlagen können gegen Bezahlung 

eines Betrags gemäß der Aufstel-

lung unter 3. b) abgeholt werden. 

Bei Anforderung der Verdingungs-

unterlagen ist der Nachweis der Ein-

zahlung vorgenannten Betrages auf 

Konto Sparkasse Fürth 18 (BLZ 762 

500 00) oder Postbank Nürnberg 26 

76 859 (BLZ 760 100 85) beizufü-

gen. Der Betrag wird nicht zurück-

erstattet.

6. a) Schlusstermin Angebotsein-
gang: Siehe 3. b).

b) Anschrift: Stadt Fürth, Zentrale 

Submissionsstelle, Zimmer 002, Hir-

schenstraße 2, 90762 Fürth.

c) Sprache: Deutsch.

7. a) Bei Eröffnung zugelassen: Bie-

ter und ihre Bevollmächtigten.

b) Tag, Stunde, Ort: Siehe 3. b) und 

6. b).

8. Sicherheiten: Für die Erfüllung 

sämtlicher Verpflichtungen aus dem 

Vertrag ist eine Sicherheit in Höhe von 

5% der Auftragssumme durch selbst-

schuldnerische Bürgschaft zu leisten. 

Es werden nur Bürgschaften eines in 

der Europäischen Union zugelassenen 

Kreditinstitutes oder Kreditversiche-

rers angenommen.

9. Zahlungsbedingungen: Ab-

schlags- und Schlusszahlungen erfol-

gen nach VOB/B in Verbindung mit 

ZVB.

10. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Gesamtschuldnerisch haf-

tende Bietergemeinschaft mit bevoll-

mächtigtem Vertreter.

11. Mindestbedingungen: Für den 

Auftrag kommen Bieter in Betracht, 

die bereits Leistungen mit Erfolg aus-

geführt haben, die mit der zu verge-

benden Leistung vergleichbar sind. 

Sonstige erforderliche Nachweise sie-

he Vergabeunterlagen (Eignungsnach-

weis des Bieters).

12. Zuschlags-/Bindefrist bis: 28. 

September 2006. 

13. Zuschlagskriterien: Gem. § 25 

VOB/A.

14. Nebenangebote: Wertung nach 

VOB und den Bewerbungsbedingun-

gen.

15. Sonstige Angaben: Nachprüfstel-

le nach § 31 VOB/A: Regierung von 

Mittelfranken, VOB-Stelle, Promena-

de 27, 91522 Ansbach.

Öffentliche Ausschreibung
1. Autraggeber: Stadtentwässe-

rungsbetrieb Fürth, Hirschenstraße 

2, 90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, 

Fax 9 74-31 08. 

2. a) Verfahrensart: Öffentliche 

Ausschreibung nach VOL/A. 

b) Vertragsform: Liefervertrag. 

3 a) Ausführungsort: Hauptklär-

anlage Fürth, 90762 Fürth, Erlanger 

Straße 105. 

b) Auftragsgegenstand: Hauptklär-

anlage Fürth; Schlammentwässe-

rung; Lieferung von Flockungshilfs-

mitteln; Abnahme innerhalb von ca. 

12 Monaten: 90 t WS; Lieferung je-

weils ca. 10 t lose im Straßenzug. Der 

Auftrag beinhaltet auch die Beratung 

während der Dauer des Auftrages 

über Dosierung und Anwendung des 

Produktes durch eine Chemie-Fach-

kraft oder Fachkraft für Abwasser-

technik.

c) Unterteilung in Lose: Ist nicht 

vorgesehen. 

d) Anfertigen von Entwürfen: Ent-

fällt. 

4. Ausführungsfrist: Beginn: Sep-

tember 2006, Ende: August 2007. 

5. a) Anforderung der Unterla-
gen bei: Stadt Fürth, Bauverwal-

tungsamt, Zentrale Submissionsstel-

le, Zimmer 002, Hirschenstraße 2, 

90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, Fax 

9 74-31 08. Verdingungsunterlagen 

können bei der o.g. Stelle ab 25. Juli 
2006 von 8 bis 13 Uhr abgeholt bzw. 

angefordert werden.   

b) Zahlung: Die Verdingungsunter-

lagen können gegen Bezahlung eines 

Betrages von 5 Euro abgeholt wer-

den. Bei Anforderung der Verdin-

gungsunterlagen ist der Nachweis der 

Einzahlung vorgenannten Betrages 

auf Konto Sparkasse Fürth 18 (BLZ 

762 500 00) oder Postbank Nürnberg 
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2676 - 859 (BLZ 760 100 85) beizu-

fügen. Der Betrag wird nicht zurück-

erstattet.

6. a) Schlusstermin für Angebot-
seingang: 22. August 2006, 15 Uhr .

b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauver-

waltungsamt, Zentrale Submissions-

stelle, Zimmer 002, Hirschenstraße 

2, 90762 Fürth.

c) Sprache: Deutsch. 

7. a) Zur Angebotsöffnung zugelas-
sene Personen: Keine. 

b) Tag, Stunde, Ort: 22. August 

2006, 15 Uhr, Zentrale Submissions-

stelle, Zimmer 002, Hirschenstraße 

2, 90762 Fürth. 

8. Kautionen und sonstige Sicher-
heit: Entfällt. 

9. Finanzierungs- und Zahlungsbe-
dingungen: Abschlags- und Schluss-

zahlungen erfolgen nach VOL/B. 

10. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Bietergemeinschaften haf-

ten gesamtschuldnerisch mit bevoll-

mächtigtem Vertreter.

11. Mindestbedingungen: Für den 

Auftrag kommen Bieter in Betracht, 

die bereits Leistungen mit Erfolg 

ausgeführt haben, die mit der zu ver-

gebenden Leistung vergleichbar ist. 

Zum Wettbewerb werden nur Her-

steller oder deren autorisierte Händ-

ler zugelassen. Mit dem Angebot ist 

eine Produktprobe abzugeben, die 

von einem unabhängigen Sachver-

ständigen im Labor hinsichtlich ih-

rer Effektivität untersucht wird. Vor 

Erteilung des Lieferauftrages ist ein 

einwöchiger Entwässerungsversuch 

durchzuführen, wobei die ermit-

telten Verbrauchswerte zu belegen 

sind. Mit dem Angebot sind folgen-

de Nachweise vorzulegen:

• Umsatz der letzten drei abge-

schlossenen Geschäftsjahre, bei 

vergleichbaren Leistungen

• Referenzen für vergleichbare Leis-

tungen

• Angaben über die Struktur des 

Unternehmens und das zur Verfü-

gung stehende Fachpersonal

• Angaben über Qualitätssiche-

rungsmaßnahmen sowie der Un-

tersuchungsmöglichkeit des Un-

ternehmens. 

12. Bindefrist: 15. November 2006. 

13. Zuschlagskriterien: Gem. 14. 
Nebenangebote: Sind zugelassen.

15. Sonstige Angaben: Entfällt. 

16. Tag der Veröffentlichung der 
Vorinformation: Entfällt. 

17. Tag der Absendung der Be-
kanntmachung: Entfällt. 

Öffentliche Ausschreibung
1. Autraggeber: Stadtentwässe-

rungsbetrieb Fürth, Hirschenstraße 2, 

90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, Fax 

9 74-31 08. 

2. a) Verfahrensart: Öffentliche 

Ausschreibung nach VOL/A. 

b) Vertragsform: Liefervertrag. 

3 a) Ausführungsort: Kläranlage 

Nord, Schlossgarten 27, 90768 Fürth. 

b) Auftragsgegenstand: Kläranla-

ge Nord; Klärschlammentwässerung 

und -entsorgung; 

Entwässerung von ausgefaultem Klär-

schlamm, Schlammmenge: ca. 4 000 

m3, TS: ca. 3 - 8 %, einschl. Abfuhr 

und Entsorgung

c) Unterteilung in Lose: Ist nicht 

vorgesehen. 

d) Anfertigen von Entwürfen: Ent-

fällt. 

4. Ausführungsfrist: Beginn: Sep-

tember 2006, Ende: November 2006. 

5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungsamt, 

Zentrale Submissionsstelle, Zimmer 

002, Hirschenstraße 2, 90762 Fürth, 

Telefon 9 74-31 06, Fax 9 74-31 8.

Verdingungsunterlagen können bei 

der o.g. Stelle ab 25. Juli 2006 von 8 

bis 13 Uhr abgeholt bzw. angefordert 

werden.  

b) Zahlung: Die Verdingungsunter-

lagen können gegen Bezahlung eines 

Betrages von 5 Euro abgeholt werden. 

Bei Anforderung der Verdingungsun-

terlagen ist der Nachweis der Einzah-

lung vorgenannten Betrages auf Konto 

Sparkasse Fürth 18 (BLZ 762 500 00) 

oder Postbank Nürnberg 2676 - 859 

(BLZ 760 100 85) beizufügen. Der Be-

trag wird nicht zurückerstattet.

6. a) Schlusstermin für Angebot-
seingang: 22. August 2006, 15 Uhr. 

b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauver-

waltungsamt, Zentrale Submissions-

stelle, Zimmer 002, Hirschenstraße 2, 

90762 Fürth.

c) Sprache: Deutsch.  

7. a) Zur Angebotsöffnung zugelas-
sene Personen: Keine. 

b) Tag, Stunde, Ort: 22. August 

2006, 15 Uhr, Zentrale Submissions-

stelle, Zimmer 002, Hirschenstraße 2, 

90762 Fürth. 

8. Kautionen und sonstige Sicher-
heit: Entfällt. 

9. Finanzierungs- und Zahlungsbe-
dingungen: Abschlags- und Schluss-

zahlungen erfolgen nach VOL/B. 

10. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Bietergemeinschaften haften 

gesamtschuldnerisch mit bevollmäch-

tigtem Vertreter.

11. Mindestbedingungen: Für den 

Auftrag kommen Bieter in Betracht, 

die bereits Leistungen mit Erfolg aus-

geführt haben, die mit der zu verge-

benden Leistung vergleichbar ist. 

Mit dem Angebot sind folgende Nach-

weise vorzulegen:

• Umsatz der letzten drei abgeschlos-

senen Geschäftsjahre, bei ver-

gleichbaren Leistungen

• Referenzen für vergleichbare Leis-

tungen

• Angaben über die Struktur des Un-

ternehmens und das zur Verfügung 

stehende Fachpersonal

• Angaben über die zur Verfügung 

stehende technische Ausrüstung

• Angabe des vorgesehenen Entsor-

gungsweges mit den erforderlichen 

Genehmigungsbescheiden

12. Bindefrist: 29. September 2006. 

13. Zuschlagskriterien: 
Gem. VOL/A § 25. 

14. Nebenangebote: Sind nicht zuge-

lassen.

15. Sonstige Angaben: Entfällt. 

16. Tag der Veröffentlichung der 
Vorinformation: Entfällt. 

17. Tag der Absendung der Be-
kanntmachung: Entfällt. 

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber (Vergabestelle): 
Stadt Fürth, Zentrale Submissions-

stelle, Zimmer 002, Hirschenstraße 2, 

90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, Fax 

9 74-31 08.

2. Verfahrensart: Öffentliche Aus-

schreibung gem. § 3 Nr. 2 VOL/A.

3. a) Ausführungsort: 90768 Fürth. 

b) Art und Menge der zu liefern-
den Ware: Zwei selbstaufnehmende 

Kehrsaugmaschinen mit jeweils ei-

nem zGG von max. 2000 kg.

c) Unterteilung in Lose: Die Unter-

teilung in Lose ist nicht vorgesehen.

4. Vorgeschriebene Leistungsfrist: 
Maximal 12 Kalenderwochen nach 

Aufrtagserteilung.

5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Zentrale Submissi-

onsstelle, Zimmer 002, Hirschenstra-

ße 2, 90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, 

Fax 9 74-31 08. Verdingungsunterla-

gen werden bei o.g. Stelle ab 24. Ju-
li 2006 in der Zeit von 8 bis 13 Uhr 

ausgegeben. 

b) Zahlung: Die Verdingungsunter-

lagen können gegen Bezahlung eines 

Betrags in  Höhe von 10,20 Euro ab-

geholt werden. Bei Anforderung der 

Verdingungsunterlagen ist der Nach-

weis der Einzahlung vorgenannten 

Betrages auf Konto Sparkasse Fürth 

18 (BLZ 762 500 00) oder Postbank 

Nürnberg 26 76 859 (BLZ 760 100 85) 

beizufügen. Der Betrag wird nicht zu-

rückerstattet.

6. a) Schlusstermin Angebotsein-
gang: 22. August 2006, 15 Uhr. 

b) Anschrift: Stadt Fürth, Zentrale 

Submissionsstelle, Zimmer 002, Hir-

schenstraße 2, 90762 Fürth.

c) Sprache: Deutsch.

7. Zahlung: Es gelten die Zahlungs-

bedingungen nach § 17 VOL/B i.V.m. 

den Zusätzlichen Vertragsbedingun-

gen (L) ZVB der Stadt Fürth. 

8. Beurteilung der Eignung: Die 

Stadt Fürth behält sich die Einforde-

rung von Unterlagen zum Nachweis 

von Eignung und Leistungsfähigkeit 

vor (§ 7 Nr. 4 VOL/A).

9. Zuschlags- und Bindefrist: 6. Ok-

tober 2006. 

10. Sonstige Angaben: Mit der Abga-

be des Angebots unterliegt der Bieter 

den Bestimmungen über nicht berück-

sichtigte Angebote gem. § 27 VOL/A.

Öffentliche Ausschreibung
1. Auftraggeber: Stadtentwässe-

rungsbetrieb Fürth, Hirschenstraße 2, 

90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, Fax 

9 74-26 11. 

2. a) Verfahrensart: Öffentliche 

Ausschreibung nach VOB/A. 

b) Vertragsform: Bauvertrag. 

3. a) Ausführungsort: 90762 Fürth. 

b) Auftragsgegenstand:
Kanalbauarbeiten - Kanalsanierung 

in der Erlanger Straße, Am Karlberg, 

Zur Waldlust und zur Waldschänke: 

• Reinigen der zu sanierenden 

Schmutz- und Mischwasserkanäle

• Kanal TV-Inspektion

• Abwasserhaltung

• Roboterarbeiten

• Schachtsanierung. 

• Einbau von Inlinern:

• DN 200 auf einer Länge von ca.  

47 m

• DN 300 auf einer Länge von ca. 

277 m

• DN 400 auf einer Länge von ca.  

118 m. 

3. c) Unterteilung in Lose: Nicht 

vorgesehen. 

d) Anfertigung von Entwürfen: Ent-

fällt. 

4. Ausführungsfristen. Baubeginn: 

September 2006, Bauende: Novem-

ber 2006. 
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5. a) Anforderung der Unterlagen 
bei: Stadt Fürth, Bauverwaltungs-

amt, Hirschenstraße 2, Zimmer 002, 

90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06, Fax 

9 74-31 08. 

Verdingungsunterlagen können bei 

der o. g. Stelle ab Mittwoch, 19. Juli 
2006, von 8 bis 13 Uhr abgeholt bzw. 

angefordert werden.

b) Zahlung: Die Verdingungsunter-

lagen können gegen Bezahlung von 

35,70 Euro angefordert werden. Bei 

Anforderung der Verdingungsunterla-

gen ist ein Nachweis der Einzahlung 

vorgenannten Betrages auf Konto 

Sparkasse Fürth 18 (BLZ 762 50000) 

oder Postbank Nürnberg 267 6859 

(BLZ 760 10085) beizufügen. Der Be-

trag wird nicht zurückerstattet.

6. a) Schlusstermin für Angebot-
seingang: Siehe 7.b). 

b) Anschrift: Stadt Fürth, Bauver-

waltungsamt, Hirschenstraße 2, Zim-

mer 002, 90762 Fürth. 

c) Sprache: Deutsch. 

7. a) Zur Angebotseröffnung zuge-
lassene Personen: Bieter und ihre 

Bevollmächtigten.

b) Tag, Stunde, Ort: Mittwoch, 9. 

August 2006, 14 Uhr, Zimmer 002, 

Hirschenstraße 2, 90762 Fürth.

8. Kautionen und sonstige Sicher-
heit: Für die Erfüllung sämtlicher 

Verpflichtungen aus dem Vertrag ist 

die Sicherheit in Höhe von 5% der 

Auftragsumme durch selbstschuldne-

rische Bürgschaft zu leisten. Es wer-

den nur Bürgschaften eines in der Eu-

ropäischen Union zugelassenen Kre-

ditinstitutes oder Kreditversicherers 

angenommen.

9. Finanzierungs- und Zahlungsbe-
dingungen: Abschlags- und Schluss-

zahlungen nach VOB/B in Verbin-

dung mit Nummer 30 ZVB/E. 

10. Rechtsform und Bietergemein-
schaft: Bietergemeinschaften haften 

gesamtschuldnerisch mit bevollmäch-

tigtem Vertreter. 

11. Mindestbedingungen: Für den 

Auftrag kommen nur Bieter in Be-

tracht, die bereits Leistungen mit Er-

folg ausgeführt haben, die mit der zu 

vergebenden Leistung Vergleichbar 

sind. Siehe Vergabeunterlagen (Eig-

nungsnachweis des Bieters). 

12. Bindefrist: Freitag, 8. September 

2006. 

13. Zuschlagskriterien: Gem. VOB/

A § 25. 

14. Nebenangebote: Technisch 

gleichwertige sind zugelassen. 

15. Sonstige Angaben: Nachprüfstel-

le gemäß § 31 VOB/A: Regierung von 

Mittelfranken, VOB- Stelle, Prome-

nade 27, 91522 Ansbach. 

16. Ta der Veröffentlichung der 
Vorinformation: Entfällt. 

17. Tag der Absendung der Be-
kanntmachung: Entfällt. 

Öffentlicher 
Teilnahmewettbewerb

1. Vergabestelle: Stadt Fürth-Bau-

referat-Bauverwaltungsamt (Amt 

60), Hirschenstraße 2, Zimmer 002, 

90762 Fürth, Telefon 9 74-31 06 oder 

-31 07, Telefax 9 74-31 08.

2.1 Verfahrensart: Öffentlicher Teil-

nehmerwettbewerb mit nachfolgender 

„beschränkter Ausschreibung“ gem. § 

4 Nr. 2 Abs. 1 VOL/A.

2.2 Vertragsform: Dienstleistungs-

auftrag Gebäudereinigung im Zeit-

vertrag über Unterhalts-, Glas- und 

Grundreinigung.

3. Ausführungsort/Objekt: Bauhof-

Verwaltungsgebäude, Mainstraße 51, 

90768 Fürth.

4. Art und Umfang der zu erbrin-
genden Leistungen: Unterhaltsreini-

gung: rd. 29 200 m2/Monat. Glasrei-

nigung: rd. 1 080 m2/Jahr (ohne Stei-

gereinsatz). Grundreinigung: rd. 3 420 

m2/Jahr.

5. Losweise Vergabe: Entfällt, der 

Auftrag wird als Gesamtauftrag ver-

geben. Angebote nur für einen Teil 

der Dienstleistung können nicht abge-

geben werden.

6. Laufzeit des Zeitvertrages: 1. Ja-

nuar 2007 bis 31. Dezember 2007, mit 

der Möglichkeit der Verlängerung um 

jeweils ein weiteres Jahr bis 31. De-

zember 2009.

7. Bewerbungen sind zu richten an: 
Siehe Nummer 1.

8. Unterlagen können eingesehen 
werden bei: Stadt Fürth, Gebäude-

wirtschaft Fürth/Infrastruktureller 

Bereich, Hirschenstraße 2, Zimmer 

323, 90762 Fürth, Telefon 9 74-34 61.

9. Zahlung: Es gelten die Zahlungs-

bedingungen nach § 17 VOL/B i.V.m. 

den „Zusätzlichen Vertragsbedingun-

gen (L)“ der Stadt Fürth.

10. Ablauf der Bewerbungsfrist: 
Donnerstag, 31. August 2006.

11. Höhe der Sicherheitsleistungen: 
Es werden keine Kautionen und Si-

cherheiten gefordert.

12. Beurteilung der Eignung: Als 

Grundlage zur Beurteilung dienen 

folgende, seitens der Bewerber vorzu-

legende Unterlagen:

Nachweise gem. § 7 Nr. 4 VOL/A 

(Fachkunde, Leistungsfähigkeit, Zu-

verlässigkeit des Bieters):

1.  Angaben zum Unternehmen: Rechts-

form, Anzahl der Mitarbeiter, ein-

schl. Geringverdiener, ggf. Aus-

zubildende und deren Anzahl (ge-

werbliche/kaufmännische), Inhaber, 

Konzernzugehörigkeit, Grund-

kapital in T-Euro, haftende Personen 

der Gesellschaft, Gründungsdatum,

2. Umsätze des Unternehmens wäh-

rend der letzten drei abgeschlosse-

nen Geschäftsjahre,

3. Kopie der Handwerkskarte der zu-

ständigen Handwerkskammer mit 

Eintrag des verantwortlichen Be-

triebsleiters,

4. Referenzliste von vergleichbaren 

Objekten. Nachweis über bestehen-

de Betriebshaftpflichtversicherung 

mit Angaben über die Deckungs-

summen, einschl. Zusatz „Schlüs-

selverlust“.

13. Der Bewerber hat keinen An-

spruch auf Teilnahme am Vergabe-

verfahren.

14. Rechtsform von Arbeitsgemein-
schaften: Gesamtschuldnerisch haf-

tend mit bevollmächtigtem Vertreter.

15. Subunternehmer: Angaben da-

rüber, ob ggf. Subunternehmer einge-

setzt werden und für welche Tätigkei-

ten sie vorgesehen sind.

16. Die Aufforderung zur Ange-
botsabgabe wird spätestens abge-
sandt: 30. September 2006.

17. Den an der beschränkten Ausschrei-

bung beteiligten Firmen wird mit dem 

Versand der Ausschreibungsunterla-

gen ein verbindlicher Termin zur Ob-

jektbesichtigung genannt. Den Teil-

nehmern wird dabei eine schriftliche 

Teilnahmebestätigung ausgestellt.

Öffentlicher Teilnahmewett-
bewerb vor Beschränkter Aus-
schreibung
1. Auftraggeber (Vergabestelle): 
Stadtentwässerungsbetrieb Fürth, 

Submissionsstelle, Zimmer 002, Hir-

schenstraße 2, 90762 Fürth, Telefon 

9 74-31 07, Fax 9 74-31 08.

2. a) Verfahrensart: Öffentlicher 

Teilnahmewettbewerb vor Beschränk-

ter Ausschreibung.

b) Vertragsform: Bauvertrag.

3. a) Ausführungsort: Lange Straße 

zwischen der Jakobinen- und der Kur-

gartenstraße. 

b) Auftragsgegenstand: Rohrvor-

trieb DN 1400 in der Langen Straße. 

Die Teilnahmeanträge sind bis zum 

25. August 2006 bis 14 Uhr bei der 

Submissionsstelle, Zimmer 002 ein-

zureichen.

Ausführungsfrist: Januar 2007 bis 

Ende August 2008.

Leistungsumfang:
Kanalbau

• ca. 800 m² Asphaltbefestigung ab-

brechen

• ca. 800 m³ Aushub für Schachtbau-

werke

• ca. sieben Schachtbauwerke

• ca. 100 m³ Beton

•  ca. 800 m² Bohrpfahlwand

• ca. 300 m² aufgesetzte Trägerbohl-

wand

• ca. 450 m² Bodenverbesserung 

durch Kalkzementsäulen, mixed-

in-place-Verfahren, Tiefe bis zehn 

m, Durchmesser ca. 60 cm, als Ein-

zelsäulen und überschnitten

• ca. 1600 m³ Aushubabfuhr Vor-

trieb

• ca. 600 m³ Entsorgung kontami-

nierter Böden (Besonders überwa-

chungsbedürftiger Abfall mit Be-

lastungen > LAGA Z 2)

• ca. 640 m Rohrvortrieb DN 1400, 

steuerbarer Rohrvortrieb mit offe-

nem Schneidschuh, alternativ Ein-

satz einer Tunnelvortriebsmaschine 

(Schildmaschine) im Microtunne-

ling-Verfahren (Verfahren SM-T2, 

ggf. SM-V2 nach DAuB), Arbeiten 

z. T. in kontaminierten Bereichen 

gemäß BGR 128

• ca. 640 m Stahlbetonvortriebsrohre 

DN 1400 (teilweise Einsatz in stark 

aggressiven Böden)

• ca. 60 m Steinzeugrohre DN 250

• ca. 40 m Steinzeugrohre DN 300

• ca. 60 m Kanäle DN 200 bis DN 

400 abbrechen.  

c) Unterteilung in Lose: Nein. 

d) Anwendung der Normen aus § 
8: Ja. 

Geforderte Eignungsnachweise: Der 

Bewerber hat mit dem Teilnahmean-

trag zum Nachweis seiner Fachkunde, 

Leistungsfähigkeit und Zuverlässig-

keit Angaben zu machen gemäß VOB/

A § 8 Nr. 3 (1 ), Buchstabe a bis g. 

Der Bewerber hat zum Nachweis sei-

ner Zuverlässigkeit gem. § 21 des Ge-

setzes zur Bekämpfung der Schwarz-

arbeit und illegalen Beschäftigung 

einen Auszug aus dem Gewerbezen-

tralregister mit dem Antrag auf Teil-

nahme vorzulegen. Der Auszug (Ori-

ginal oder Kopie) darf nicht älter als 

drei Monate sein. Ausländische Bie-
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ter haben eine gleichwertige Beschei-

nigung ihres Herkunftslandes vorzu-

legen.

4. Ausführungsfristen: Siehe 3. b).

5. a) Schlusstermin für die Einrei-
chung von Teilnahmeanträgen: Sie-

he 3. b). 

b) Anschrift: Stadtentwässerungsbe-

trieb Fürth, Submissionsstelle, Zim-

mer 002, Hirschenstraße. 2, 90762 

Fürth.

c) Sprache: Deutsch.

6. Rechtsform der Bietergemein-
schaft: Gesamtschuldnerisch haf-

tende Bietergemeinschaft mit bevoll-

mächtigtem Vertreter.

7. Mindestbedingungen: Für den 

Auftrag kommen Bieter in Betracht, 

die bereits Leistungen mit Erfolg aus-

geführt haben, die mit der zu verge-

benden Leistung vergleichbar sind. 

Sonstige erforderliche Nachweise sie-

he Vergabeunterlagen (Eignungsnach-

weis des Bieters, siehe 3. d).

8. Sonstige Angaben: Nachprü-

fungsstelle nach § 31 VOB/A: Regie-

rung von Mittelfranken, Promenade 

27, 91522 Ansbach. Vergabekammer 

(§ 104 GWB) bei der Regierung von 

Mittelfranken, Promenade 27, 91522 

Ansbach.

Offenes  
Verfahren 

Offenes Verfahren
Abschnitt I: Öffentlicher Auftrag-
geber
I.1 Name und Anschrift des Öffent-
lichen Auftraggebers (Vergabestel-
le): Stadt Fürth, Zentrale Submissi-

onsstelle, Hirschenstraße 2, 90762 

Fürth, Telefon 9 74-31 06, Fax 9 74-

31 08, Internet www.fuerth.de.

Anhang A Anschrift für nähere 
Auskünfte, Anforderung von Un-
terlage, für Angebote: Siehe I.1.

Abschnitt II: Auftragsgegenstand

II.1.1 Bezeichnung des Auftrages: 
Neugestaltung der Fußgängerzone 

Fürth BA I – Beleuchtungsanlagen.

II.1.2 Art des Lieferauftrages: 
Kauf.

II.1.8 Aufteilung in Lose: Nein.

II.2.1 Menge oder Umfang des Auf-
trages: Lieferung von Beleuchtungs-

anlagen/Kunstlichtsystemen

• ca. 72 Stück Wandleuchten

• ca. 14 Stück Fassadenstrahler

• ca. 11 Stück Werfereinheiten

• ca. 13 Stück Fassadenstrahler mit 

Werfereinheiten

• ca. 5 Stück Stelenleuchten.

II.3 Vertragslaufzeit: Beginn der 

Ausführungsfrist: 16. Oktober 2006. 

Ende der Ausführungsfrist: 25. Ju-

li 2008.

Abschnitt IV: Verfahren
IV.2.1 Zuschlagskriterien: Siehe 

Verdingungsunterlagen.

IV.3.3 Bedingungen für den Erhalt 
von Verdingungs-/Ausschreibungs- 
und ergänzende Unterlagen: Erhält-

lich bis 6. September 2007. Höhe des 

Entgeltes: 30 Euro. Zahlungsweise: 

Banküberweisung. Empfänger: Stadt 

Fürth, BLZ 762 500 00, Sparkas-

se Fürth, Kontonummer 18. Verwen-

dungszweck: Vergabeunterlagen Neu-

gestaltung der Fußgängerzone Fürth 

BA I – Beleuchtungsanlagen. 

Fehlt der Verwendungszweck auf der 

Überweisung, so ist die Zahlung nicht 

zuordenbar und es können keine Unter-

lagen versandt werden. Die Vergabe-

unterlagen können nur versendet wer-

den, wenn auf der Überweisung der 

Verwendungszweck angegeben wurde 

gleichzeitig mit der Überweisung (Ko-

pie des Einzahlungs-/Überweisungs-

beleg beifügen) die Vergabeunterlagen 

per Brief oder Fax bei der in Abschnitt 

I.1 bzw. Anh. A genannten Stelle ange-

fordert wurden. Das eingezahlte Ent-

gelt wird nicht erstattet.

IV.3.4 Schlusstermin für den Ein-
gang der Angebote am 7. September 

2006 um 15 Uhr.

IV.3.7 Bindefrist des Angebotes bis 

20. Oktober 2006.

IV.3.8 Angebotsöffnung

Abschnitt VI: Zusätzliche Informati-

onen

VI.4.1 Zuständige Stelle für Nach-
prüfungsverfahren (Vergabekam-
mer nach § 104 GWB): Vergabe-

kammer bei der Regierung von Mit-

telfranken, Promenade 27, 91522 

Ansbach.

VI.4.3 Stelle, bei der Auskünfte 
über die Einlegung von Rechtsbe-
helfen erhältlich sind: Siehe Verga-

bestelle, Abschnitt I.1.

Offenes Verfahren
1. Sektorenauftraggeber

a) Offizieller Name und Anschrift 
des Auftraggebers: infra fürth ver-

kehr gmbh, Leyher Straße 69, 90763 

Fürth, Telefon 97 04-1, Fax 97 04-

6 07.

b) Nähere Auskünfte und Unterla-
gen sind bei folgender Anschrift er-
hältlich: Siehe 1. a).

2. Auftragsgegenstand
2.1 Beschreibung
a) Art des Auftrages: Bauvertrag/ 

Ausführung.

b) Bezeichnung des Auftrages durch 
den Auftraggeber: U-Bahn Fürth, 

BA 3.1.2 Bf. Hardhöhe, BW 21.

c) Beschreibung/Gegenstand des 
Auftrages: Stahl- und Metallbauar-

beiten, Verglasung.

d) Ort der Ausführung: Stadt Fürth, 

Bereich Komotauer Straße.

e) Gemeinsames Vokabular für öf-
fentliche Aufträge (CPV): 28112320 

/ 45440000 / 28122310.

f) Aufteilung in Lose: Nein.

g) Werden Nebenangebote / Alter-
nativvorschläge berücksichtigt: 
Nein.

2.2 Menge oder Umfang des Auf-
trages
a) Gesamtmenge bzw. Umfang:
• 1 Stück Aufgangsüberdachung ca. 

17,50 m x 7,37 m

• 1 Stück Aufgangsüberdachung ca. 

16,25 m x 5,47 m

• 5 Stück Lichtkuppelüberdachungen 

ca. 4,44 m x 4,44 m

• 1 Stück Aufzugsüberdachung ca. 

4,44 m x 4,44 m

• 1 Stück Aufzugseinhausung ca. 3,0 

m x 2,55 m

• 2 Stück ferngesteuerte Rolltore

• 2 Stück Befahranlagen

• Anstricharbeiten

• ca. 800 m2 Dach- und Wandvergla-

sungen

• Planungsleistungen.

b) Auftragsdauer bzw. Fristen für 
die Durchführung des Auftrages: 
KW 2/2007 bis KW 35/2007.

3. Rechtliche, wirtschaftliche, fi-
nanzielle und technische Informa-
tionen
3.1 Bedingungen für den Auftrag
a) Rechtsform, die eine Bieterge-
meinschaft von Unternehmern, an 
die der Auftrag vergeben wird, ha-
ben muss: Gesamtschuldnerisch haf-

tende Bietergemeinschaft mit bevoll-

mächtigtem Vertreter.

b) Geforderte Kautionen und Si-
cherheiten: Für die Erfüllung sämt-

licher Verpflichtungen aus dem Ver-

trag ist eine Sicherheit in Höhe von 

5% der Auftragssumme durch selbst-

schuldnerische Bürgschaft zu leisten. 

Es werden nur Bürgschaften eines in 

der Europäischen Union zugelassenen 

Kreditinstitutes oder Kreditversiche-

rers angenommen.

c) Wesentliche Finanzierungs- und 
Zahlungsbedingungen bzw. Ver-

weisung auf maßgebliche Vor-
schriften: Abschlags- und Schluss-

zahlungen erfolgen nach VOB/B in 

Verbindung den ZVB der infra fürth 

verkehr gmbh.

3.2 Bedingungen für die Teilnahme
3.2.1 Angaben zur Situation des Un-
ternehmers sowie Angaben und For-
malitäten, die zur Beurteilung der 
Frage erforderlich sind, ob dieser 
die wirtschaftlichen und technischen 
Mindestanforderungen erfüllt
a) Rechtslage – Geforderte Nach-
weise: Für den Auftrag kommen nur 

Bieter in Betracht, die bereits Leistun-

gen mit Erfolg ausgeführt haben, die 

mit der zu vergebenden Leistung ver-

gleichbar sind. Sonstige erforderliche 

Nachweise siehe Vergabeunterlagen 

(Eignungsnachweis des Bieters).

Der Schweißnachweis Klasse C ist 

vorzulegen.

4. Verfahren
4.1 Verfahrensart: Offenes Verfah-

ren.

a) Vorinformation zu demselben 
Auftrag: Nein.

4.1 Zuschlagskriterien: Gem. § 25 

VOB/A.

4.3 Verwaltungsinformationen

a) Anforderung der Unterlagen bei: 
infra fürth gmbh, Poststelle, Leyher 

Straße 69, 90763 Fürth, Zimmer 023, 

Telefon 97 04-2 05, Fax 97 04-4 07, 

Die Verdingungsunterlagen (2 Exem-

plare) können bei der o.g. Stelle ab 14. 
Juli 2006 bis zum 18. August 2006 
gegen Bezahlung eines Betrages von 

50 Euro (bar oder Scheck) abgeholt, 

bzw. angefordert werden. Der Betrag 

wird nicht zurückerstattet.

b) Schlusstermin für den Eingang 
der Angebote: 29. August 2006, 11 

Uhr.

c) Sprache: Deutsch.

d) Bindefrist des Angebotes: 31. Ok-

tober 2006.

e) Personen, die bei der Öffnung 
der Angebote anwesend sein dür-
fen: Bieter und ihre Bevollmächtig-

ten.

f) Zeitpunkt und Ort: 29. August 

2006, 11 Uhr; Ort: siehe 1a).

5. Andere Informationen: 
a) Sonstige Angaben: Nachprüfstelle 

nach § 31b VOB/A: Vergabekammer 

(§ 104 GWB) bei der Regierung von 

Mittelfranken, Promenade 27, 91522 

Ansbach.

6. Angebote sind an folgende An-
schrift zu schicken: Siehe 4.3 a).

7. Tag der Absendung der Bekannt-
machung: 6. Juli 2006. 




